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Namens der Bundesregierung und im Einvernehmen mit dem Herrn 
Bundesminister des Innern teile ich das folgende mit: 

L 

Da der Bundesregierung andere Erkenmnisquellen und andere Mög- 
lichkeiten zur Anstellung von Ermittlungen nicht zur Verfügung 
stehen, habe ich — und zwar schon vor dem 13. Januar 1956 — 
die zuständigen Ressorts der Landesregierungen gebeten, mich durch 
Beantwortung der in der Drucksache 1957 gestellten Fragen mög- 
lichst bald in den Stand zu setzen, die vom Deutschen Bundestag 
erbetene Stellungnahme abzugeben. Die Landesregierungen werden 
die Antworten auf die gestellten Fragen in der Mehrzahl der Fälle 
nicht aus den bei ihnen vorhandenen Unterlagen zusammenstellen 
können. Sie werden deshalb ihrerseits Ermittlungen ansreHen müssen. 
Diese Ermittlungen haben innerhalb der gestellten Frist nicht ab- 
geschlossen werden können. Ich bin daher nur in der Lage, auf 
Grund der in meinem Hause vorhandenen Unterlagen Erklärungen 
abzugeben. Ich darf mir Vorbehalten, eine abschließende Stellung- 
nahme abzugeben, wenn die Antworten der Landesregierungen 
vorliegen. 

Es ist nicht möglich, unter Zugrundelegung der Elektrizitärs-EnquSte 
von 1951 einen Bericht vorzulegen, weil aus ihr Material zu den 
Antworten auf die Fragen b), c) und e) nicht entnommen werden 
kann. Auch für die Beantwortung der Frage zu a) bieten die Er- 
gebnisse der Enquete keinen geeigneten Ausgangspunkt, weil sie 
nur bei 28 Werken durchgeführt worden ist und sie infolgedessen 
Gesamtzahlen oder Durchschnittszahlen für das Bundesgebiet nicht 
hat geben können. Zur Frage d) liegen Ergebnisse statistischer Er- 
mittlungen für das Jahr 1954 vor, die nachstehend verwertet 
worden sind. 


ZArtMft: Buchdruckerei Peter Meier. Buisdorf/Siegbarg 
— toirtrieb: Dr. Hans Heger. Bad Godesberg, Rheinallee 20 
Telefon 2551 
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Die Preise für elektrische Energie unterliegen nach wie vor dem 
Preisstop von 1936. Aufgehoben ist der Preisstop lediglich für 
die — nach der derzeit gültigen Tarifordnung für elektrische Energie 
gebildeten — Grundpreise für gewerbliche und landwirtschaftliche 
Abnehmer (Verordnung PR Nr. 3/53). Gelockert ist der Preisstop 
für Sonderabnehmer durch die Verordnung PR Nr. 16/52, durch 
die die Vereinbarung und Anwendung von Preisänderungsklauseln 
in Lieferverträgen mit Sonderabnehmern unter bestimmten Voraus- 
setzungen erlaubt worden sind. Die Preise für Sonderabnehmer, 
die mit Hilfe von zulässigen Preisklauseln gebildet werden, wie auch 
die Grundpreise für gewerbliche und landwirtschaftliche Abnehmer 
unterliegen jedoch weiterhin der Preisaufsicht, d. h. sie können von 
den zuständigen Behörden herabgesetzt werden. Diese Preisaufsicht 
kann sowohl von Amts wegen als auch auf Antrag eines betroffenen 
Abnehmers ausgeübt werden. 

Die Preise für elektrische Energie unterliegen danach also immer 
noch einer ständigen Prüfung durch die zuständigen Behörden der 
Länder. 

Darüber hinaus beabsichtige ich, durch eine neue Tarifordnung für 
elektrische Energie auf eine Senkung der allgemeinen Tarifpreise 
hinzuwirken. Die neue Tarifordnung soll auch für die Unternehmen 
gelten, die nach der heutigen Rechtslage zur Bekanntgabe von all- 
gemeinen Tarifpreisen gemäß der derzeitigen Tarifordnung nicht ver- 
pflichtet sind. Ferner sollen für die Haushaltstarife verstärkte 
Obcrwachungsmöglichkeiten eingeführt werden. 

Zu den gestellten einzelnen Fragen wird folgendes ausgeführt : 

Zu a) 

Aufschläge auf die Energiepreise zu Gunsten der kommunalen Eigen- 
tümer (Finanzzuschläge und sonstige Leistungen, z. B. Verwaltungs- 
kostenbeiträge und Sachleistungen) sind nach § 6 der Konzessions- 
abgabenanordnung verboten. 

Dagegen können Konzfessionsabgaben gemäß § 2 der Konzessions- 
abgabenanordnung bis zu 1,5 v. H. der Roheinnahmen aus Be- 
lieferung von Sonderabnehmern und bis zu 20 v. H. der Roh- 
einnahmen aus Tarifyersorgung betragen. Die Konzessionsabgaben 
aus der Elektrizitätswirtschaft, und zwar die von den fremdver- 
sorgenden Unternehmen und von den kommunalen Eigenbetrieben 
und Eigengesellschaften gezahlten Konzessionsabgaben, dürften gegen- 
wärtig auf etwa 250 bis 300 Mio DM/Jahr geschätzt werden können. 

Zu b) 

Es mag sein, daß die Ausschöpfung des § 36 des Investitionshilfe- 
gesetzes (IHG) hier und da zu einer Erhöhung von Energiepreisen 
geführt hat. Unterlagen darüber sind mir allerdings bisher nicht 
zugänglich gewesen. Andererseits kann aber festgestellt werden» 
daß der § 36 IHG zu einem großen Teil dazu beigetragen hat, 
wenn heute die Bedarfsdeckung gesichert ist und wenn durch die 
mit dem Ausbau verbundene Rationalisierung — bei Erhaltung 
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ales gegenwärtigen Preis- und Lohnniveaus — günstigere Voraus- 
setzungen für Strompreissenküngen geschaffen worden sind. Ver- 
schiedene Versorgungsunternehmen haben mit einer Senkung von 
Preisen bereits begonnen. 

Zu c) 

Hs ist bekannt, daß kommunale mit Elektrizitätswerken im Quer- 
verbund betriebene Gaswerke ebenso wie Wasserwerke usw., ins- 
besondere äber Verkehrsbetriebe sich vielfach in ungünstiger Ertrags- 
lage befinden und aus den Überschüssen der Elektrizitätswerke mit 
getragen werden. Die Preisgestaltung ist in diesem Zusammenhang 
weniger auf wettbewerbseinschränkende Rücksichtnahmen als auf 
soziale Überlegungen zurückzuführen. 

Zu d) 

Uber die Sonderabnehmerpreise liegt eine nach Ländern gegliederte 
Statistik aus dem Jahre 1954 vor, wonach die Durchschnittserlöse 
sich zwischen 6,1 Pfg/kWh (Bayern) und 10,2 Pfg/kWh (Schles- 
wig-Holstein) bewegen. Die Gründe für die auftretenden Preis- 
unterschiede sind mannigfacher Art: Frachtlage, Siedlungsdichte» 
Gewohnheiten der Verbraucher usw. Der Preisdurchschnitt in Bayern 
ist durch die Struktur der Elektrizitäts Wirtschaft bedingt, die gekenn- 
zeichnet ist durch den Einfluß der Wasserkräfte und den großen 
Anteil der stromintensiven Großchemie und • Aluminiumindustrie» 
deren Unternehmen bei einer außerordentlich hohen Benutzungs- 
dauer von 8000 Stunden im Jahre in der Lage sind, ihre Belas- 
tungsverhältnisse der jeweiligen Wasserkraftdarbietung anzupassen. 

Für Tarifabnehmer weist die Statistik 1954 für das Land Hamburg 
den niedrigsten Durchschnittserlös mit 15,5 Pfg/kWh, für Bayern 
den höchsten mit 22,1 Pfg/kWh aus. 

Zu den Tarifpreisen für Haushaltverbrauch ist folgendes festzu- 
stellen: Im Grundpreistarif I bewegt sich der Arbeitspreis — von 
wenigen Fällen abgesehen, in denen er 8 und 9 Pfg beträgt — 
zwischen 10 und 12 Pfg. In Schleswig-Holstein beträgt er überall 
12 Pfg, im übrigen Norddeutschland überwiegt der Arbeitsprei« 
von 10 Pfg, in Süddeutschland von 11 Pfg. 

Bei den Grundpreisen für Haushaltbedarf — wie auch bei den 
Grundpreisen für gewerblichen und land wirtschaf dich en Bedarf — 
treten sehr große Schwankungen auf. Die Gründe dafür liegen — 
außer (wie bei den Sonderabnehmern) in der Frachtlage, der 
Siedlungsdichte und den Abnehmergewohnheiten — in der unter- 
schiedlichen Verbrauchsmischung der einzelnen Abnehmergruppen» 
in der mehr oder minder durchgreifenden Rationalisierung, der 
vielfach durch eine ungünstige Betriebsgröße Schranken gesetzt sind» 
zu einem Teil auch in den Energieeinkaufspreisen der Verteiler- 
unternehmen. 

Zu e) 

Über die Auswirkungen der Verordnung PR Nr. 18/52 bei dem 
kommunalen Verteileruntcrnehmen und über die Entwicklung der 
ürlösspanne bei diesen Werken liegen mir Unterlagen nicht vor. 
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Die kommunalen Elektrizitäts-Verteilerunternchmen klagen, aller- 
dings nur in allgemein gehaltenen Formulierungen und ohne kon- 
krete Zahlenangaben für konkrete Fälle, darüber, daß sich ihre 
Erlösspanne (Nutzenspanne) je Kilowattstunde laufend verringere^ 
weil ihre durchschnittlichen Einkaufspreise sich stärker erhöhten als 
ihre durchschnittlichen Abgabepreise. 

Die stetige Ausweitung des Verbrauchs an elektrischer Energie führt 
zusammen mit der Vergrößerung der Benutzungsdauer in der 
Elektrizitäts Wirtschaft zu einer besseren Ausnutzung der vorhan- 
denen Anlagen und damit zu einer Degression der Anlagekosten 
(Abschreibungen und Kapitaldienst) je Kilowattstunde. Und zwar 
dürfte diese Kostendegression je Kilowattstunde im allgemeinen in 
der Mittel- und Niederspannungsstufe größer sein als in der Kraft- 
werks- und Hochspannungsstufe. Steigerungen von Kosten, z. B* 
für Kohle bzw. Energieeinkauf, können infolgedessen in der Mittel- 
und Niederspannungsstufe in stärkerem Umfange aufgefangen wer- 
den als in der Kraftwerks- und Hochspannungsstufe. 

Bei der anhaltenden Verbrauchssteigerung an elektrischer Energie 
braucht daher eine Verkleinerung der Nutzenspanne je Kilowatt- 
stunde nicht zu einer Schmälerung der Gewinne der Verteilerwerke 
zu führen. 

Gegenüber ihren Energielieferanten haben die Verteiler unternehmen 
im übrigen, wenn die Einkaufspreise zu hoch erscheinen, die folgen- 
den Rechtsbehelfe : 

1. Nach § 14 der Tarifordnung für elektrische Energie von 1938 
haben die Verteilerunternehmen einen vor den ordentlichen Ge- 
richten durchsetzbaren Anspruch darauf, daß die Preisstellung in 
dem Liefervertrag den Verpflichtungen Rechnung trägt, die für 
die letztverteilenden Versorgungsunternehmen in der Tarifordnung 
festgelegt sind. 

Von Prozessen nach § 14 der Tarifordnung ist mir seit 1950 
nichts bekannt geworden. 

2. Nach § 3 der Verordnung PR Nr. 18/52 sind die für die Preis- 
bildung zuständigen Stellen zur Festsetzung auch der Energieein- 
kaufspreise der Vertederunternehmen berechtigt. Diese Befu nir 
kann sowohl von Amts wegen als auch auf Antrag ausgeübt 
werden. 

Anträge nach § 3 der Verordnung PR Nr. 18/52 sind, soweit 
mir bekannt ist, nur in geringer Zahl gestellt worden. 

Vorbehaltlich des Ergebnisses der Umfrage bei den Landesregierungen 
wird hieraus geschlossen werden dürfen, daß die Lockerung der 
Preisstops durch die Verordnung PR Nr. 18/52 die Verteilerunter- 
nehmen nicht in eine bedrängte Ertragslage gebracht hat. 


Dr. Erhard 
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